
Abschrift 
1 D 457/37, 

Im Namen des Deutschen Vol Res 

In der Strafsache gegen den Iabríkanten L[:] 
Berlin, :.Zt. in Untersuchungshaft im Uhtersuchungegeffingnts in 
Nürnberg, 
wegen Raesenschande, 

hat das Retchagertcht, 1. Strafsenat, in der Sitzung 
vom 16. Juli 1937, an der teilgenommen haben 

als.Híchter: 
der Senatsprä8 ídent Dr.Schultze „ 

und die HWtchegerichtsräte Haestrup, Dr.Zíegler, 
Benech, Dr.Hohde, 

a18 Beamter der Staatsanwaltschaft: 
bei der Verhandlung der .Re tcheanwal t Dr.$ehneidewin, 
bei der Urteilsverkündung der Staateanwaltechajísrat 
Westphal, 

dls Urkundsbeamter der Öeechäfteetelle: 
der JUetízaesietent Hbfertng, 

auf die Revision des Angeklagten nach mündlicher Verhandlung 
für Recht erkannt: 

.Die .Revision gegen das Urteil Dee Landgerichts N' u r .n b e r I 

= .F a r t h vom 26. April 1957 wird verworfen; dem Angeklagten werden 
die KOsten des .ßechtSmtttele auferlegt. 

Von Hechts 

ff' in 

wegen. 

Gründe . 
Nach den Urteílsfeststellungcn hat der Angeklagte seit Ende 1954 

reit der im April 1914 geborenen A , die seit 1952 in Set= 
ı neu 

¬› 



1 2 _ 

neu Kcnfektionsgeschäft als Vorführdame tätig ist, geechlechtli= 
ehe Beziehungen unterhalten. Die AI l begleitete ihn auf seinen Ge= 
schäftsretsen nach Süddeutschland, die regelmäßig jährlich zweimal, 
etwa von Januar bis Februar, sowie von Juni bis Juli, stattfanden. 
Sie hatten durchweg in den Hotels 2 nebeneínanderltegende Zimmer, die 
oft durch eine Zwischentür miteinander verbunden waren. Zur Vollziehung 
des Beíschlofs ist es niemals gekommen. Beim ersten Male, etwa anfangs 
1935, hatte der Angeklagte, der angeheitert ins Zimmer der A ge- 
gangen war, von ihr die Gestattung des Beischlafs verlangt. Die AL__J 
lehnte das ab, ließ aber zu, daß ihr der .Angeklagte mit den Fingern im 
Geschlecht steil spielte und mit der Zunge darin leckte, bis sie Befrte= 
düngung hatte. Diese Art der geschlechtlichen Betätigung geschah von da 
ab auf Jeder Reise, durchweg 4 bis 5 mal, auch noch auf der Heise an= 
JUngs 1937. Bei ̀ dem letzten Male, 17. Januar 1957, rieb die A 
gleichzeitig an dem erregten Geschlechtsteíl des Angeklagten, um bei 
ihm Samenerguß herbeizuführen. ( UH. 5. }, 4, 6, 7 ). 

I. .Rechtlich zutreffend, in Ubereinstimmung mit der ENtscheidung 
des Großen Senate für strafsachen Rasa. Bd. 70, S. 575, steht das 
Landgericht in der so festgestellten Betätigung des Angeklagten und der 
A einen außerehel chen Geschlechts verkehr im Sinne der §§ 2, 5 
Abs. 2 BlutschG., und Nimmt es ferner in, daß die gegenteilige Meinung 
des Angeklagten 'nur einen Strafrechtsírrtum darstellt, der der Annahme 
einer im Rechtssínne vorsätzlich begangenen Tat nicht entgegensteht und 
daher Zum .Schuldspruch unerheblich ist. Das alles wird auch von der 
.Revision nicht bemängelt. 

Die Revision meint jedoch, das Landgericht habe nicht ausreichend 
festgestellt, daß der Angeklagte Volljude Set . Darin kann ihr indes 
recht gefolgt werden. Allerdings ist in der Entscheidung Hast. Bd. 70' 
.s. 218 ausgesprochen worden, daß es nicht ohne 'weiteres zulässig sei, 
beider Prüfung der Deutschblfittgkett - demnach auch der Jude feigen= 
Schaft L im sinne der genannten Vorschriften des Blutschutzgeeetzes 
ausschließt ich nicht nachprüfbare oder nicht nachgeprüfte Angaben des 
Angeklagten zugrunde zulegen. So wie ein jener ENtscheidung liegt indes 
die suche hier keineswegs. Nach den ürteilsausfUhrungen stützt das Land 
gericht seine Feststellungen zunächst auf 2 Urkunden, die Geburtsurkun= 
de des Angeklagten selbst und die SterbeUrkunde seiner Mutter ; davon, 
daß auch die Sterbeurkunde seines VaterS vorlag, wie die Revísionebe= 
gründung anführt, wird im Urteil nichts erwähnt. Aus jenen beiden Urkum 
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den entnimmt das Landgericht -nach der .Abstammungsseíte die Namen der 
Eltern des Angeklagten und seiner mütterlichen Großeltern, nach der 
,Bekenntnis'= Seite aber die Feststellung, daß der Angeklagte selbst 
und beide Eltern der Jüdischen Bel igtonsgemeínschaft angehört haben. 
Damit ist allerdings das Entscheidende noch nicht nachgewiesen; denn es 
kommt darauf an, ob die Großeltern des Angeklagten volljüdtsch waren, 
und wie es in dieser Hinsicht bestellt ist, konnte das Landgericht, wle 
es anführt, nicht auf Grund von Urkunden unmittelbar beurteilen, weil 
diese nicht beigebracht werden konnten ( ad. S. 2). Nun hat aber der 
Angeklagte selbst erklärt, er könne „mit absoluter Stcherhettfiselbst 
sagen, daß alle 4 Großeltern teile dem mosaischen Glauben angehört ha= 
ben. .Trifft das zu, so gelten die Großeltern nach der Bewetserleich= 
terungsvorschríft im § 5 .Abs. l in Verbindung mit dem § 2 Abs. 2 „S.2 
der VO. zum .HetchsBG. vom I4„novembm' 1935 als Volljuden. Das Landge= 
nicht .hat die Angabe des Angeklagten als glaubwürdig angesehen. Dabei 
stützt- es sich nicht nur auf die Persönlichkeit des Angeklagten, Son= 
denn auf die oben erörterten 2 Urkunden. Fenn es anführt ( ad. s. 3 ), 
durch diese Urkunden würden die Angaben des .Angeklagten ı voll ge= 
stützt", so bedeutet das erstchtlích: da beide Eltern des Angeklagten 
der mosaischen Religionsgemeinschaft angehörten, sei es glaubhaft, daß 
auch deren Eltern dieser -Rel igionsgemeinschaft angehört haben. Uhter 
diesen Umständen bestehen keine Bechtsbedenken gegen die Annahme des 
Landgerichts, daß der Angeklagte Jude - sogar Volljude - im Sinne des 
Blutschutzgesetses ist. Daß der .Angeklagte selbst dieser Überzeugung 
gewesen ist, ergibt seine eigene Finlassung; auch zur inneren Tbtseíte 
bestehen demnach zu diesem Punkt keine Bedenken. 

Hínsíehtlích der A ist die Abstammung durch Urkunden über alle 
4 Grqßelternteile belegt. Las Landgericht spricht :war nicht ausdrückt= 
lieh aus, daß die A danach .Deutschen Blutes ist; aber diese Über= 
Beugung hat es gewonnen und auch mit der Feststellung aussprechen wol= 
len, daß sie selbst, ihre Eltern und alle Grqßelternteile dem evange= 
fischen Bekenntnis angehören. .Die. schriftliche Revisionsbegründung 
selbst wirft dem Urteil insoweit keinen Hbngel vor. Der immerhin bestes 
hende übngel, daß der erörterte klare Ausspruch fehlt, ist Jedoch un= 
schädlich. Nach der inneren Ihtseite enthält hier das Urteil zwar keí= 
nerleí .Erörterung. Aber* auch insoweit bringt die schriftliche .Bevístons= 
begründung nichts vor, und auch die Äbvistonsverhandlung hat keinen An= 
haltspunkt dafür ergeben, daß der .Angeklagte nicht von der .Deutschblü- 
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ewigkeit und der štaatsangehörtgkeit der A] | überzeugt gewesen wäre. 
Zum Schuldspruch bestehen nach alledem keine durchgreifenden 

rechtlichen Bedenken. 
II. Entgegen der Meinung der Revision ergeben sich auch zum Straf= 

ausspruch keine Bedenken, die dessen Bestand gefährden könnten. Der 
Tatrichter hat nach seinem Ermessen darüber zu befinden, welche einzel= 
neu Umstände 'der zu: er bei der Findung des StrafMaßes berücksichtigen 
will, und inwiefern dabei auch die ganze persönl ichkeit des Täters von 
Bedeutung ist. .Der Nachprüfung durch das Hevisionsøericht unterliegen 
die Erwägungen nur insoweit, als ein Ermessensmíßbrauch in Frage kommt 
oder sonstige Rechtsfehler von .Einfluß für die Ausübung der Ermessens= 
befugnis gewesen sind. Naeh dieser Richtung können keine durchgretfen- 
den Beanstandungen erhoben werden. IM einzelnen ist dazu gegenüber der 
Hevístonsbegründung nur noch folgendes zu sagen. 

1. ES trifft nicht zu, daß das Verhalten des anderen an der Bbsseg 
Schande Beteiligten, aber nicht strafbaren Teiles strafMildernd berück= 
stchtigt werden fläåe wie das die Revision annimmt. Etwas .Derartiges tot 
in der .Rechtsprechung des Beichsger tChts nicht ausgesprochen worden, 
insbesondere auch nicht in der Entscheidung des erkennenden Senats 

, 

1 D 961/36 vom 19. Januar l9}7 = Rest. Bd. 71 s. 147. Dort ist vielmehr 
lediglich gesagt, daß das Verhalten des nicht strafbaren Teiles zu Gun= 
steh des Zazers berücksichtigt werden dürfe, daß das aber dem Ermessen 
des Ibtr tehters überlassen Set. es ist Nicht ersichtl ich, daß das Land= 
gericht seine ErmessensbefUgnis* insoweit verletzt hat. , 

2. .Das Landgericht hat nicht angenommen, daß die A in einem 
Abhdngígkettsverhältnis zum Angeklagten gestanden und der Angeklagte 
ihre Abhängigkeit ausgenutzt habe. ES hat vielmehr lediglich berücRstch= 
tagt, daß der .Angeklagte die Russenschande mit einer Person getrieben 
hat, die zu ihm in einem Arbeitsverhältnis stand, und daß er dieses Ar= 
beítsverhältnís durch seine Ist ausgenutzt und mtßbraucht hat. Das kann 
nicht aus Rechtsgründen beanstandet werden. 

3. Ketnfifiechtsfehler ist ferner erkennbar, soweit das Landgericht 
stnaferschWerend die besonderen äußeren Umstände verwertet, unter denen 
der .Angeklagte die hat begangen hat, undldaß es dabei auch die Auswír= 
Lung der Tat auf die UMgebung in Rücksicht zieht. Ebensowenig kann es 
rechtlich beanstandet werden, wenn das Landgericht erwägt, daß die '4L__J 
von ihrer MUtter der Obhut des Angeklagten anvertraut worden war; es 
kommt in diesem Zusammenhang nicht darauf an, ob die Al | noch unbe= 

schalten 
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schalten war, als der Angeklagte'dte Tat beging. 
4. Uhgerechtferttgt ist ferner der .Angriff der .Revision, der sich 

gegen die Behandlung des Strafrechtsirrtums im Rahmen der Strafzumes= 
sung durch das Landgericht richtet. 

.Das Landgericht geht davon aus, daß der .Angeklagte angenommen hat, 
seine Art der Betätigung falle nicht unter die Strafvorschríft dee Blu; 
Schutzgesetzes. .Diesen Irrtum, der zum schuldspruch unerhebl ich ist, 
durfte ee zur St rafzumessung berücksichtigen. Die .Ausführungen des Law; 
gerichts sind dahin zu verstehen, daß der Irrtum des Angeklagten hinter 
den etraferschwerenden Besonderheiten der Tat zurückzutreten habe. Daß 
es nicht auch zur Vollziehung des Beischlafs gekommen ist, brauchte das 
Landgericht nicht schon grundsätzlich strafMtldernd zu berücksichtigen, 
wie dae die Revision als geboten ansieht. weshalb die Umstände dee Fbl= 
les keine derartige - erhebliche - Berücksichtigung erforderten, 

legt das Landgericht rechtl ich bedenkenfreí dar. ES führt insbesondere 
aus, daß der .Angeklagte sich mit seinem Ihn an der vermeintlichen duze; 
.Man Grenze des Straftatbestandee zu bewegen gedachte ( ad. s. 12 ). Da= 
ein liegt die Überzeugung des LaNdgerichts begründet, daß der Angeklagte 
selbst: nur noch dem Buchstaben, nicht auch nach dem Sinnendes Gesetzes 
habe handeln wollen. Ob für ein solches Verhalten des Angeklagten der 
Ausdruck „Reímtücke' zutrefft, den das Landgericht hier und bei der An= 
Wendung dee § 52 StGB. verwendet . mag zwar zweijelhajt sein, kann aber 
auf sich beruhen. DusLandger acht hat nur zum Ausdruck bringen wollen. 
und auch gebracht, daß die innere Einstellun9'd@sAngeklagten bei der-Bege= 
Nung der Tat keineswegs eine ehrliche Überzeugung von der Straflosig= 
kein seines Tuns gewesen Set, 'sein Strafrechtsirrtum daher hinter der 
nach den ganzen UMständen besonders starken sittlichen Verwerflichkeit 
und der dadurch begründeten Ehrlosigkeit .seines Tone zurückzutreten ha= 
be. Los kann nicht aus .Rechtsgründen beanstandet werden. 

5. Das Landgericht hat nicht gesagt, der Angeklage müsse härter kg 
straft werden, weil er reich sei; vielmehr hat ee in diesem Zusammen= 
hang lediglich auf die durch seine ganze Persönlichkeit begründete be= 
sondere stärke des AngriffS auf das geschützte .Hechtsgut. hingewiesen. 
Das ist rechtlich einwandfrei. 
geh. Schultze. Raestrup. Dv. Ziegler. Reusch. 11r„=:›onae. 
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